
Abschnitt 8Abschnitt 8

Beteiligung der Bundesagentur für ArbeitBeteiligung der Bundesagentur für Arbeit

§ 39 Zustimmung zur Beschäftigung§ 39 Zustimmung zur Beschäftigung

(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung setzt die(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels zur Ausübung einer Beschäftigung setzt die

Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit voraus, es sei denn, die Zustimmung istZustimmung der Bundesagentur für Arbeit voraus, es sei denn, die Zustimmung ist

kraft Gesetzes, auf Grund der Beschäftigungsverordnung oder Bestimmung in einerkraft Gesetzes, auf Grund der Beschäftigungsverordnung oder Bestimmung in einer

zwischenstaatlichen Vereinbarung nicht erforderlich. Die Zustimmung kann erteiltzwischenstaatlichen Vereinbarung nicht erforderlich. Die Zustimmung kann erteilt

werden, wenn dies durch ein Gesetz, die Beschäftigungsverordnung oderwerden, wenn dies durch ein Gesetz, die Beschäftigungsverordnung oder

zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist.zwischenstaatliche Vereinbarung bestimmt ist.

(2) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch(2) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch

eine Fachkraft gemäß den §§ 18a oder 18b zustimmen, wenneine Fachkraft gemäß den §§ 18a oder 18b zustimmen, wenn

1. sie nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare inländische1. sie nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare inländische

Arbeitnehmer beschäftigt wird,Arbeitnehmer beschäftigt wird,

2. sie2. sie

a) gemäß § 18a oder § 18b Absatz 1 eine Beschäftigung als Fachkraft ausübena) gemäß § 18a oder § 18b Absatz 1 eine Beschäftigung als Fachkraft ausüben

wird, zu der ihre Qualifikation sie befähigt, oderwird, zu der ihre Qualifikation sie befähigt, oder

b) gemäß § 18b Absatz 2 Satz 2 eine ihrer Qualifikation angemesseneb) gemäß § 18b Absatz 2 Satz 2 eine ihrer Qualifikation angemessene

Beschäftigung ausüben wird,Beschäftigung ausüben wird,

3. ein inländisches Beschäftigungsverhältnis vorliegt und,3. ein inländisches Beschäftigungsverhältnis vorliegt und,

4. sofern die Beschäftigungsverordnung nähere Voraussetzungen in Bezug auf die4. sofern die Beschäftigungsverordnung nähere Voraussetzungen in Bezug auf die

Ausübung der Beschäftigung vorsieht, diese vorliegen.Ausübung der Beschäftigung vorsieht, diese vorliegen.

Die Zustimmung wird ohne Vorrangprüfung im Sinne des Absatzes 3 Nummer 3Die Zustimmung wird ohne Vorrangprüfung im Sinne des Absatzes 3 Nummer 3

erteilt, es sei denn, in der Beschäftigungsverordnung ist etwas anderes bestimmt.erteilt, es sei denn, in der Beschäftigungsverordnung ist etwas anderes bestimmt.

(3) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch(3) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Ausübung einer Beschäftigung durch

einen Ausländer unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft zustimmen, wenneinen Ausländer unabhängig von einer Qualifikation als Fachkraft zustimmen, wenn

1. der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare1. der Ausländer nicht zu ungünstigeren Arbeitsbedingungen als vergleichbare

inländische Arbeitnehmer beschäftigt wird,inländische Arbeitnehmer beschäftigt wird,

2. die in den §§ 19, 19b, 19c Absatz 3 oder § 19d Absatz 1 Nummer 1 oder durch2. die in den §§ 19, 19b, 19c Absatz 3 oder § 19d Absatz 1 Nummer 1 oder durch

die Beschäftigungsverordnung geregelten Voraussetzungen für die Zustimmung indie Beschäftigungsverordnung geregelten Voraussetzungen für die Zustimmung in

Bezug auf die Ausübung der Beschäftigung vorliegen undBezug auf die Ausübung der Beschäftigung vorliegen und

3. für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen3. für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer sowie Ausländer, die diesen

hinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, oder anderehinsichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, oder andere



Ausländer, die nach dem Recht der Europäischen Union einen Anspruch aufAusländer, die nach dem Recht der Europäischen Union einen Anspruch auf

vorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur Verfügung stehenvorrangigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht zur Verfügung stehen

(Vorrangprüfung), soweit diese Prüfung durch die Beschäftigungsverordnung oder(Vorrangprüfung), soweit diese Prüfung durch die Beschäftigungsverordnung oder

Gesetz vorgesehen ist.Gesetz vorgesehen ist.

(4) Für die Erteilung der Zustimmung hat der Arbeitgeber der Bundesagentur für(4) Für die Erteilung der Zustimmung hat der Arbeitgeber der Bundesagentur für

Arbeit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige ArbeitsbedingungenArbeit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten und sonstige Arbeitsbedingungen

zu erteilen. Auf Aufforderung durch die Bundesagentur für Arbeit hat einzu erteilen. Auf Aufforderung durch die Bundesagentur für Arbeit hat ein

Arbeitgeber, der einen Ausländer beschäftigt oder beschäftigt hat, eine AuskunftArbeitgeber, der einen Ausländer beschäftigt oder beschäftigt hat, eine Auskunft

nach Satz 1 innerhalb eines Monats zu erteilen.nach Satz 1 innerhalb eines Monats zu erteilen.

(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen Zwecken(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten auch, wenn bei Aufenthalten zu anderen Zwecken

nach den Abschnitten 3, 5 oder 7 eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeitnach den Abschnitten 3, 5 oder 7 eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit

zur Ausübung einer Beschäftigung erforderlich ist.zur Ausübung einer Beschäftigung erforderlich ist.

(6) Absatz 3 gilt für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck der(6) Absatz 3 gilt für die Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum Zweck der

Saisonbeschäftigung entsprechend. Im Übrigen sind die für die Zustimmung derSaisonbeschäftigung entsprechend. Im Übrigen sind die für die Zustimmung der

Bundesagentur für Arbeit geltenden Rechtsvorschriften auf die ArbeitserlaubnisBundesagentur für Arbeit geltenden Rechtsvorschriften auf die Arbeitserlaubnis

anzuwenden, soweit durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmtanzuwenden, soweit durch Gesetz oder Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt

ist. Die Bundesagentur für Arbeit kann für die Zustimmung zur Erteilung einesist. Die Bundesagentur für Arbeit kann für die Zustimmung zur Erteilung eines

Aufenthaltstitels zum Zweck der Saisonbeschäftigung und für die Erteilung einerAufenthaltstitels zum Zweck der Saisonbeschäftigung und für die Erteilung einer

Arbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung am Bedarf orientierteArbeitserlaubnis zum Zweck der Saisonbeschäftigung am Bedarf orientierte

Zulassungszahlen festlegen.Zulassungszahlen festlegen.

§ 40 Versagungsgründe§ 40 Versagungsgründe

(1) Die Zustimmung nach § 39 ist zu versagen, wenn(1) Die Zustimmung nach § 39 ist zu versagen, wenn

1. das Arbeitsverhältnis auf Grund einer unerlaubten Arbeitsvermittlung oder1. das Arbeitsverhältnis auf Grund einer unerlaubten Arbeitsvermittlung oder

Anwerbung zustande gekommen ist oderAnwerbung zustande gekommen ist oder

2. der Ausländer als Leiharbeitnehmer (§ 1 Abs. 1 des2. der Ausländer als Leiharbeitnehmer (§ 1 Abs. 1 des

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) tätig werden will.Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) tätig werden will.

(2) Die Zustimmung kann versagt werden, wenn(2) Die Zustimmung kann versagt werden, wenn

1. der Ausländer gegen § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 2 bis 13 des Dritten Buches1. der Ausländer gegen § 404 Abs. 1 oder 2 Nr. 2 bis 13 des Dritten Buches

Sozialgesetzbuch, §§ 10, 10a oder § 11 des SchwarzarbeitsbekämpfungsgesetzesSozialgesetzbuch, §§ 10, 10a oder § 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes

oder gegen die §§ 15, 15a oder § 16 Abs. 1 Nr. 2 desoder gegen die §§ 15, 15a oder § 16 Abs. 1 Nr. 2 des

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes schuldhaft verstoßen hat,Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes schuldhaft verstoßen hat,

2. wichtige Gründe in der Person des Ausländers vorliegen oder2. wichtige Gründe in der Person des Ausländers vorliegen oder

3. die Beschäftigung bei einem Arbeitgeber erfolgen soll, der oder dessen nach3. die Beschäftigung bei einem Arbeitgeber erfolgen soll, der oder dessen nach



Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter innerhalb der letzten fünf JahreSatzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter innerhalb der letzten fünf Jahre

wegen eines Verstoßes gegen § 404 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 3 des Drittenwegen eines Verstoßes gegen § 404 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 3 des Dritten

Buches Sozialgesetzbuch rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt oder wegen einesBuches Sozialgesetzbuch rechtskräftig mit einer Geldbuße belegt oder wegen eines

Verstoßes gegen die §§ 10, 10a oder 11 des SchwarzarbeitsbekämpfungsgesetzesVerstoßes gegen die §§ 10, 10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes

oder gegen die §§ 15, 15a oder 16 Absatz 1 Nummer 2 desoder gegen die §§ 15, 15a oder 16 Absatz 1 Nummer 2 des

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes rechtskräftig zu einer Geld- oderArbeitnehmerüberlassungsgesetzes rechtskräftig zu einer Geld- oder

Freiheitsstrafe verurteilt worden ist; dies gilt bei einem unternehmensinternenFreiheitsstrafe verurteilt worden ist; dies gilt bei einem unternehmensinternen

Transfer gemäß § 19 oder § 19b entsprechend für die aufnehmende Niederlassung.Transfer gemäß § 19 oder § 19b entsprechend für die aufnehmende Niederlassung.

(3) Die Zustimmung kann darüber hinaus versagt werden, wenn(3) Die Zustimmung kann darüber hinaus versagt werden, wenn

1. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung seinen oder ihren1. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung seinen oder ihren

sozialversicherungsrechtlichen, steuerrechtlichen oder arbeitsrechtlichen Pflichtensozialversicherungsrechtlichen, steuerrechtlichen oder arbeitsrechtlichen Pflichten

nicht nachgekommen ist,nicht nachgekommen ist,

2. über das Vermögen des Arbeitgebers oder über das Vermögen der2. über das Vermögen des Arbeitgebers oder über das Vermögen der

aufnehmenden Niederlassung ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, das aufaufnehmenden Niederlassung ein Insolvenzverfahren eröffnet wurde, das auf

Auflösung des Arbeitgebers oder der Niederlassung und Abwicklung desAuflösung des Arbeitgebers oder der Niederlassung und Abwicklung des

Geschäftsbetriebs gerichtet ist,Geschäftsbetriebs gerichtet ist,

3. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung im Rahmen der3. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung im Rahmen der

Durchführung eines Insolvenzverfahrens aufgelöst wurde und der GeschäftsbetriebDurchführung eines Insolvenzverfahrens aufgelöst wurde und der Geschäftsbetrieb

abgewickelt wurde,abgewickelt wurde,

4. die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Arbeitgebers4. die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen des Arbeitgebers

oder über das Vermögen der aufnehmenden Niederlassung mangels Masseoder über das Vermögen der aufnehmenden Niederlassung mangels Masse

abgelehnt wurde und der Geschäftsbetrieb eingestellt wurde,abgelehnt wurde und der Geschäftsbetrieb eingestellt wurde,

5. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung keine Geschäftstätigkeit5. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung keine Geschäftstätigkeit

ausübt,ausübt,

6. durch die Präsenz des Ausländers eine Einflussnahme auf arbeitsrechtliche oder6. durch die Präsenz des Ausländers eine Einflussnahme auf arbeitsrechtliche oder

betriebliche Auseinandersetzungen oder Verhandlungen bezweckt oder bewirkt wirdbetriebliche Auseinandersetzungen oder Verhandlungen bezweckt oder bewirkt wird

oderoder

7. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung hauptsächlich zu dem7. der Arbeitgeber oder die aufnehmende Niederlassung hauptsächlich zu dem

Zweck gegründet wurde, die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern zumZweck gegründet wurde, die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern zum

Zweck der Beschäftigung zu erleichtern; das Gleiche gilt, wenn dasZweck der Beschäftigung zu erleichtern; das Gleiche gilt, wenn das

Arbeitsverhältnis hauptsächlich zu diesem Zweck begründet wurde.Arbeitsverhältnis hauptsächlich zu diesem Zweck begründet wurde.

§ 41 Widerruf der Zustimmung und Entzug der Arbeitserlaubnis§ 41 Widerruf der Zustimmung und Entzug der Arbeitserlaubnis

Die Zustimmung kann widerrufen und die Arbeitserlaubnis zum Zweck derDie Zustimmung kann widerrufen und die Arbeitserlaubnis zum Zweck der

Saisonbeschäftigung kann entzogen werden, wenn der Ausländer zu ungünstigerenSaisonbeschäftigung kann entzogen werden, wenn der Ausländer zu ungünstigeren



Arbeitsbedingungen als vergleichbare inländische Arbeitnehmer beschäftigt wirdArbeitsbedingungen als vergleichbare inländische Arbeitnehmer beschäftigt wird

oder der Tatbestand des § 40 erfüllt ist.oder der Tatbestand des § 40 erfüllt ist.

§ 42 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht§ 42 Verordnungsermächtigung und Weisungsrecht

(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung(1) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung

(Beschäftigungsverordnung) mit Zustimmung des Bundesrates Folgendes(Beschäftigungsverordnung) mit Zustimmung des Bundesrates Folgendes

bestimmen:bestimmen:

1. Beschäftigungen, für die Ausländer nach § 4a Absatz 2 Satz 1, § 16a Absatz 11. Beschäftigungen, für die Ausländer nach § 4a Absatz 2 Satz 1, § 16a Absatz 1

Satz 1, den §§ 16d, 16e Absatz 1 Satz 1, den §§ 19, 19b, 19c Absatz 1 und 2 sowieSatz 1, den §§ 16d, 16e Absatz 1 Satz 1, den §§ 19, 19b, 19c Absatz 1 und 2 sowie

§ 19e mit oder ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zugelassen werden§ 19e mit oder ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zugelassen werden

können, und ihre Voraussetzungen,können, und ihre Voraussetzungen,

2. Beschäftigungen und Bedingungen, zu denen eine Zustimmung der2. Beschäftigungen und Bedingungen, zu denen eine Zustimmung der

Bundesagentur für Arbeit für eine qualifizierte Beschäftigung nach § 19c Absatz 2Bundesagentur für Arbeit für eine qualifizierte Beschäftigung nach § 19c Absatz 2

unabhängig von der Qualifikation als Fachkraft erteilt werden kann undunabhängig von der Qualifikation als Fachkraft erteilt werden kann und

3. nähere Voraussetzungen in Bezug auf die Ausübung einer Beschäftigung als3. nähere Voraussetzungen in Bezug auf die Ausübung einer Beschäftigung als

Fachkraft nach den §§ 18a und 18b,Fachkraft nach den §§ 18a und 18b,

4. Ausnahmen für Angehörige bestimmter Staaten,4. Ausnahmen für Angehörige bestimmter Staaten,

5. Tätigkeiten, die für die Durchführung dieses Gesetzes stets oder unter5. Tätigkeiten, die für die Durchführung dieses Gesetzes stets oder unter

bestimmten Voraussetzungen nicht als Beschäftigung anzusehen sind.bestimmten Voraussetzungen nicht als Beschäftigung anzusehen sind.

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch die(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann durch die

Beschäftigungsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates FolgendesBeschäftigungsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Folgendes

bestimmen:bestimmen:

1. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung der Zustimmung der1. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung der Zustimmung der

Bundesagentur für Arbeit; dabei kann auch ein alternatives Verfahren zurBundesagentur für Arbeit; dabei kann auch ein alternatives Verfahren zur

Vorrangprüfung geregelt werden,Vorrangprüfung geregelt werden,

2. Einzelheiten über die zeitliche, betriebliche, berufliche und regionale2. Einzelheiten über die zeitliche, betriebliche, berufliche und regionale

Beschränkung der Zustimmung,Beschränkung der Zustimmung,

3. Fälle nach § 39 Absatz 2 und 3, in denen für eine Zustimmung eine3. Fälle nach § 39 Absatz 2 und 3, in denen für eine Zustimmung eine

Vorrangprüfung durchgeführt wird, beispielsweise für die Beschäftigung vonVorrangprüfung durchgeführt wird, beispielsweise für die Beschäftigung von

Fachkräften in zu bestimmenden Bezirken der Bundesagentur für Arbeit sowie inFachkräften in zu bestimmenden Bezirken der Bundesagentur für Arbeit sowie in

bestimmten Berufen,bestimmten Berufen,

4. Fälle, in denen Ausländern, die im Besitz einer Duldung sind, oder anderen4. Fälle, in denen Ausländern, die im Besitz einer Duldung sind, oder anderen

Ausländern, die keinen Aufenthaltstitel besitzen, nach § 4a Absatz 4 eineAusländern, die keinen Aufenthaltstitel besitzen, nach § 4a Absatz 4 eine

Beschäftigung erlaubt werden kann,Beschäftigung erlaubt werden kann,



5. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum5. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Erteilung einer Arbeitserlaubnis zum

Zweck der Saisonbeschäftigung an Staatsangehörige der in Anhang II zu derZweck der Saisonbeschäftigung an Staatsangehörige der in Anhang II zu der

Verordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001 zur Aufstellung derVerordnung (EG) Nr. 539/2001 des Rates vom 15. März 2001 zur Aufstellung der

Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten derListe der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten der

Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer,Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer,

deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 81 vomderen Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 81 vom

21.3.2001, S. 1), genannten Staaten,21.3.2001, S. 1), genannten Staaten,

6. Berufe, in denen für Angehörige bestimmter Staaten die Erteilung einer Blauen6. Berufe, in denen für Angehörige bestimmter Staaten die Erteilung einer Blauen

Karte EU zu versagen ist, weil im Herkunftsland ein Mangel an qualifiziertenKarte EU zu versagen ist, weil im Herkunftsland ein Mangel an qualifizierten

Arbeitnehmern in diesen Berufsgruppen besteht.Arbeitnehmern in diesen Berufsgruppen besteht.

(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur für(3) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur für

Arbeit zur Durchführung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der hierzuArbeit zur Durchführung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der hierzu

erlassenen Rechtsverordnungen sowie der von der Europäischen Union erlassenenerlassenen Rechtsverordnungen sowie der von der Europäischen Union erlassenen

Bestimmungen über den Zugang zum Arbeitsmarkt und der zwischenstaatlichenBestimmungen über den Zugang zum Arbeitsmarkt und der zwischenstaatlichen

Vereinbarungen über die Beschäftigung von Arbeitnehmern Weisungen erteilen.Vereinbarungen über die Beschäftigung von Arbeitnehmern Weisungen erteilen.


